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HEINZ HOHBERG 

Die Landesplanungsgesetze von Niedersachsen und Rheinland-Pfalz 

Am 1. April 1966 ist das Niedersächsische Gesetz über 
Raumordnung und Landesplanung (NROG) vom 30. März 
19661 in Kraft getreten2 . Am 1. Juli 1966 folgte in Rhein­
land-Pfalz das Landesgesetz für Raumordnung und Lan­
desplanung (Landesplanungsgesetz - LPlG -) vom 14. Juni 
1966~. Damit haben jetzt alle Flächenstaaten der Bundes­
republik Landesplanungsgesetze. Da in den Stadtstaaten 
Flächenn,utzungspläne nach dem Bundesbaugesetz (BBauG) 
die landesplanerischen Pläne und Programme ersetzen4, ist 
die Gesetzgebung über die Landesplanung vorbehaltlich 
etwaiger Novellen• zunächst abgeschlossen. 

1. 

Die bisherigen Landesplanungsgesetze und auch das nie­
·dersächsische sind Organisations- und Verfahrensgesetze. 
Ihr Sinn und Zweck ist, die Landesplanung auf Grund der 
staatlichen Planungshoheit für autonome Planungsträger 
verbindlich zu machen, die im Gegensatz zu den Landesbe­
hörden und - in Auftragsangelegenheiten - den Selbstver­
waltungskörperschaften nicht staatlicher Weisung, sondern 
nur dem Gesetz unterworfen sind6. Dazu ist erforderlich 
und genügend, die Zuständigkeit und das Verfahren für das 
Zustandekommen verbindlicher Planungen sowie deren 
Wirkungskreis und Wirkungsgrad zu bestimmen. 

Der Inhalt der Planungen ist dagegen eine politische Ent­
scheidung, braucht also nicht gesetzlich festgelegt zu werden. 
Der Bund hat in § 2 Abs. 1 BROG neun Raumordnungs­
grundsätze als Rahmenrecht gemäß Art. 75 Nr. 4 Grund­
gesetz (GG) aufgestellt. Von den Ländern hat Hessen die 
Bestimmung der Raumordnung einem Gesetz vorbehalten7, 

ohne jedoch schon Grundsätze dafür aufzustellen, an die 
der Gesetzgeber ohnehin nicht gebunden wäre. In Baden­
Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen, im Saarland 
und in Schleswig-Holstein bestimmen die Ministerpräsi­
denten die Raumordnungsgrundsätze kraft ihrer Richt-

1 NGVBI. S. 69. 
2 § 22. 
3 Rh-PfGVBl. S. 177; InkraA:treten § 28. 
4 § 5 Abs. 1 Satz 5 Bundesraumordnungsgesetz (BROG). 
5 In Bayern liegt ein neuer Entwurf vor. 
6 Vgl. für die Gemeinden und Gemeindeverbände Art. 28 Abs. 
2 GG; ebenso Naunin: Landesplanungsrecht. In: Verfassungs­
und Verwaltungsrecht des Landes Nordrhein-Westfalen. S. 395. 
7 § 2 Abs. 3 Hess. PlanG v. 4.7.1962, Hess. GVBI. S. 311; zur 
Terminologie Ho'hberg, Heinz: Das Recht der Landesplanung. 
Eine Synopse der Landesplanungsgesetze in der Bundesrepublik 
Deutschland. (Rohberg: Landesplanung.) - Hannover 1966. = 
Veröffentlichungen der Akademie für Raumforschun g und Lan­
desplanung. Abhandlungen, Bd. 47. S. 38 ff. 

linienkompetenz8 . Sie sind dabei an das Grundgesetz und 
die Raumordnungsgrundsätze des Bundesraumordnungsge­
setzes gebunden. Im übrigen sind sie allein „des Landes 
Wohlfahrt" verpflichtet und ihren Landtagen verantwort­
lich. Niedersachsen üherträgt dem Landesministerium die 
Aufgabe, die Ziele der Raumordnung im Landesraumord­
nungsprogramm festzulegen9. 

In Rheinland-Pfalz hat dagegen der Gesetzgeber selbst 
wie im Bund Raumordnungsgrundsätze im Landesplanungs­
gesetz aufgestellt10 . Sie füllen gemäß Art. 75 Nr. 4 GG, 
§ 2 Abs. 3 BROG den Rahmen aus, den der Bund den 
Ländern mit seinen Raumordnungsgrundsätzen gesetzt hat 11 . 

Sie sind dementsprechend ausführlicher als die Raumord­
nungsgrundsätze des Bundes. Sie enthalten wie diese eine 
Fülle unbestimmter Rechtsbegriffe, die die Planungsträger 
im Lande bei der Anwendung des Gesetzes wertend aus­
füllen müssen, z.B. ,,gesunde Lebens- und Arbeitsbedin­
gungen", ,,ausgewogene wirtschaftliche, soziale und kultu­
relle Verhältnisse", ,,eine Verbesserung der Wirtschafts­
struktur soll angestrebt werden" und dergleichen mehr. Sie 
bieten also bei ihrem Vollzug im Einzelfall jeweils einen 
weiten Beurteilungsspielraum 12 . Dennoch sind sie nicht bloß 
ein unverbindliches Programm wie seinerzeit die Grund­
rechte der Weimarer Reichsverfassung. Sie binden, wenn 
auch locker mit weitem Beurteilungsspielraum, außer den 
Landesbehörden die Selbstverwaltung, insbesondere bei der 
Bauleitplanung13 • Sie ergänzen damit in zulässiger Weise 
das Bundesbaugesetz. Nach den §§ 6 Abs. 2, 11 BBauG 
besteht ein Anspruch auf die Genehmigung von Bauleitplä­
nen nur, wenn sie weder dem Bundesbaugesetz noch den 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen oder sonstigen Rechts­
vorschriften widersprechen. Die rheinpfälzischen Raumord­
nungsgrundsätze sind „sonstige Rechtsvorschriften" im Sinne 
dieser Bestimmung. Darüber hinaus binden sie gemäß § 3 
Abs. 1 BROG auch die Bundesbehörden und die bundes­
unmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
öffentlichen Rechts bei ihren Planungen im Lande. 

Die Bindungswirkung gegenüber Bund und Selbstverwal­
tung ist der praktische Nutzen der Festlegung von Raum­
ordnungsgrundsätzen in einem Landesplanungsgesetz. Die 
Erfahrung muß zeigen, ob er die Nachteile überwiegt, die 
sich unter Umständen ergeben könnten, wenn man Richt-

8 Vgl. Rohberg: a. a. 0 ., S. 48 f. 
9 § 3 Abs. 1 u. 2 NROG. 
10 § 2 LPlG. 
11 Vgl. BVerfGE 4, 115; von Mangoldt-Klein: Komm. z. GG, 
2. Aufl., Art. 75 Bern. III, Bd. II (1964) S. 1687. 
12 Zu diesem Begriff vgl. Kellner: DOV 1962, 572. 
13 § 3 Abs. 1 LPlG; vgl.§ 1 Abs. 3 BBauG. 
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linien der Politik gesetzlich festlegt, was immerhin unge­
wöhnlich ist. 

Die Landesplanung und die Landesplanungsgesetze wen­
den sich grundsätzlich an Behörden und öffentlich-rechtliche 
Körperschaften, nicht an den einzelnen 14• Dementsprechend 
wirken auch die Raumordnungsgrundsätze in den §§ 2 
BROG, 2 LPIG nicht für oder wider den einzelnen. Das 
sagen die §§ 3 Abs. 3 BROG, 3 Abs. 2 LPIG ausdrücklich. 
Dennoch gilt das nicht uneingeschränkt. In Ermessensfragen 
wirken die Raumordnungsgrundsätze nämlich als Ermes­
sensrichtlinien, auf die sich der einzelne nach dem Gleich­
heitsgrundsatz berufen kann 15 . 

II. 

1. In der Organisation der Landesplanungsbehörden 
gehen beide Gesetze übereinstimmend mit dem· Raumord­
nungsgesetz des Bundes und den Landesplanungsgesetzen 
der übrigen Länder davon aus, daß die Landesplanung auf 
der Gebietshoheit des Landes beruht und deshalb Sache des 
Staates ist16 . Beide Länder sehen - wie Nordrhein-West­
falen 17 - einen dreistufigen Aufbau der Landesplanungs­
behörden entsprechend dem Aufbau der allgemeinen und 
inneren Verwaltung vor 18 . 

Oberste Landesplanungsbehörde ist wie bisher in Rhein­
land-Pfalz der Ministerpräsident, in Niedersachsen der 
Innenminister 18 . Die Ressortierung der Landesplanung beim 
Ministerpräsidenten geht geschichtlich auf die Stellung d~r 
ehemaligen preußischen Oberpräsidenten als Landespla­
nungsbehörden in der reichsrechtlichen Organisation der 
Reichs- und Landesplanung zurück 19 . Sie ist außer in Rhein­
land-Pfalz in Schleswig-Holstein beibehalten worden20 , 

14 Ausnahmen: a) Auskunftspflichten einzelner gegenüber den 
Landesplanungsbehörden (Art. 9 Abs. 3 Bayer. PlanG v. 27. 12. 
1957, Bayer. GVBI. S. 323; § 27 NWPlanG v. 7. 5. 1962, 
NWGVBI. S. 41; § 11 Abs. 2 Saar. PlanG v. 27.5.1964; Amtsbl. 
Saar S. 525; § 6 SchlHPlanG v. 5. 7. 1961, SchlHGVBI. S. 119; 
§ 14 Abs. 2 NROG; § 22 Abs. 2 LPlG); zur Problematik Hoh­
berg: a. a. 0., S. 138 f.; und unten. b) Die Zµrückstellung von 
Baugesuchen nach § 22 NWPlanG, s. Hohberg: a. a. 0., S. 147 f. 
c) Die Landschaftsschutzbestimmung§§ 21, 26 LPlG, s. u. • 
15 Art. 3 GG; § 114 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) v. 
21.1.1960, BGB!. I S. 17; a. M. Naunin: a. a. 0., S. 400, der Raum­
ordnungsgrundsätze wegen ihrer Unbestimmtheit nicht für justi­
tiabel hält. Die Unbestimmtheit eines Rechtsbegriffs, z. B. ,,Treu 
und Glauben" oder „gute Sitten", hindert aber nicht die gericht­
liche Nachprüfung seiner Anwendung. Umstritten sind nur ihre 
Grenzen; vgl. Kellner: a. a.O., mit weiteren Hinweisen. 
10 Ausdrücklich § 7 Abs. 2 Satz 1 NROG; implicite §§ 5, 6 Abs. 
1 Nr. 3 Buchst. b LPlG; vgl. Reg.-Vorlage z. LPlG, Landtags­
drucks. V. Wahl per., Abt. II Nr. 94, Allg. Begr. IV Ziff. 1 S. 757; 
Einzelbegr. zu§ 5 S. 762; allg. BVerfGE 3, 427f. für den Bund; 
BVerwGE 6, 342 für das Verhältnis Staat - Selbstverwaltung; 
von Hassei in der konstituierenden Sitzung des Schl.-H. Landes­
planungsrats, in: Landesplanung in Schleswig-Holstein. H. 1, 
S. 7; Henninger: Rechtsgrundlagen der Landesplanung in den 
Bundesländern. Bayer. VB!. 1960, 73. 
17 § 4 NWPlanG. 
1s §§ 7 Abs. 1 NROG, 5 LPlG. 
19 1 VO z. Durchf. d. Reichs- u. Landesplanung v. 15. 2. 1936. 
(RGBI. I, 104); s. Hohberg: a. a. 0., S. 3, 59 f. 
20 § 2 S. 1 SchlHPlanG. 

scheint sich also für Länder dieser Größenklasse bewährt zu 
haben. Für sie sprechen die überfachliche Stellung und die 
Richtlinienkompetenz des Ministerpräsidenten, die der zu­
sammenfassenden Tätigkeit der Landesplanung zugute 
kommen21 . 

Für die Zuordnung züm Innenminister haben sich 
außer Niedersachsen Baden-Württemberg und Hessen ent­
schieden22, also Länder einer anderen, aber untereinander 
wieder vergleichbaren Größe. Für diese Lösung sprechen 
die Eigenschaften des Innenministeriums als Kommunal­
ministerium und die Bedeutung der kommunalen Selbst­
verwaltung für die Landesplanung23, von der noch mehr­
fach die Rede sein wird. 

In der Mittelinstanz obliegt die Landesplanung in Nie­
dersachsen und Rheinland-Pfalz den Regierungspräsidenten 
bzw. Bezirksregierungen24 • Diese Regelung bietet sich zur 
Entlastung der obersten Landesplanungsbehörde von selbst 
an. Sie gilt überall, wo überhaupt eine staatliche Mittel­
instanz besteh t25 • 

Untere Landesplanungsbehörden sind in Niedersachsen 
die Landkreise und kreisfreien Städte26, in Rheinland-Pfalz 
die Landratsämter27 • Sie haben nicht selbst zu planen, son­
dern sollen die Planungen in ihrem Bereich beaufsichtigen 
und zusammenfassen, um die Beachtung der Landesplanung 
sicherzustellen28 . Den kreisfreien Städten ist das allerdings 
nicht möglich, da sie weder Aufsichts- noch - außerhalb ihrer 
eigenen Ortsplanung29 - Koordinierungsfunktionen haben. 
Ihre Bestellung zu unteren Landesplanungsbehörden in 
Niedersachsen beruft sie also nur zu Raumbestandsaufnah­
men und zur Mitarbeit am Raumordnungskatasterao. Ein 
Raumordnungsverfahren31 werden sie kaum durchführen 
können, weil sie in ihm als Trägerin der Bauleitplanung 
selbst beteiligt wären32 • Aus demselben Grunde werden sie 
auch schwerlich Raumordnungsprogramme31 bearbeiten 
können, die sie selbst betreffen33 • Ihre - sinnvolle - Mit­
gliedschaft in regionalen Planungsgemeinschaften erfordert 
nicht, daß sie untere Landesplanungsbehörden sind34 • Rhein-

21 Amt!. Begr. z. LPlG zu § 5, a. a. O.; Haarmann: Stand u. 
Probleme d. Raumordnungsrechts, DVBI. 1963, 837. 
22 § 2 Abs.1 BWPlanG. v. 19.12.1962, BWGVBI. 1963, 1; 
Beschl. d. Hess. Landesreg. v. 19. 2. 1957, StAnz. S. 325. 
23 Vgl. Haarmann: a. a. O.; Hohberg: a. a. 0., S. 60 
24 §§ 7 Abs. 1 NROG, 5 LPlG. 
25 Art. 2 S. 2 Bayer., §§ 2 Abs. 2 BW, 3 Abs. 1 NWPlanG, 
:Beschl. d. Hess. Landesreg. v. 19. 2. 1957, a. a. 0. 
26 § 7 Abs. 1 NROG. 
27 § 5 LPlG. 
28 §§ 8 Abs. 3 NROG, 6 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 LPlG. 
20 § 7 BBauG. 
30 § 8 Abs. 3 Buchst. a, b NROG. 
31 Buchst. d a. a. 0. 
32 § 2 Abs. 1 BBauG. 
33 § 1 Abs. 3 BBauG. 
34 § 12 Abs. 1 NROG. In Hessen, Rheinland-Pfalz, im Saarland 
und in Schleswig-Holstein können Kreise und kreisfreie Städte, 
in Baden-Württemberg sogar alle Gemeinden Mitglieder einer 
regionalen Planungsgemeinschaft sein, obwohl sie nicht Landes­
planungsbehörden sind, ebenso in Niedersachsen die zentralen 
Orte (§§ 3 Abs. 2 Hess. PlanG, 15 Abs. 1 LPlG, 7 Abs. 2 Saar., 
5 Abs. 2 SchlH, 7 Abs. 2 BWPlanG, 12 Abs. 2 NROG). 
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land-Pfalz hat deshalb - m. E. mit Recht - davon abge­
sehen, die kreisfreien Städte ZU unteren Landesplanungs­
behörden zu machen35. 

Beide Länder geben ihren obersten, Niedersachsen auch 
den höheren Landesplanungsbehörden Landesplanungs­
beiräte mit beratender Stimme bei36. In ihnen sind u. a. 
die kommunalen Spitzenverbände, Wirtschaft und Land­
wirtschaft, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, in Rheinland­
Pfalz auch die Parteien und das Bundesministerium für 
Raumordnung vertreten. Ihre rechtliche Bedeutung ist ge­
ring. Sie sind Organe der Landesplanungsbehörden ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit und Entscheidungsbefugnis. Ihr 
Einfluß beruht auf der Sachlichkeit und Gründlichkeit ihrer 
Beratungen oder dem politischen, wirtschaftlichen oder 
sozialen Gewicht der in ihnen vertretenen Verbände und 
Institutionen, käme also wahrscheinlich auch ohne eine so 
umfangreiche und entsprechend schwerfällige und teure 
Organisation37 zur Geltung. Die Gesetzgeber scheinen hier 
aber auf Repräsentanz und „Optik" Wert gelegt zu haben. 

2. Die Regionalplanung ist im rheinländisch-pfälzischen 
Landesplanungsgesetz ausdrücklich und ausführlich gere­
gelt38, in Niedersachsen nicht beim Namen genannt, aber 
auch vorgesehens0 . 

a) Rheinland-Pfalz gibt als erstes Land eine Legaldefi­
nition der Region: ,,Eine Region erstreckt sich auf das Ge­
biet eines großflächigen, weitgehend miteinander verfloch­
tenen Lebens- und Wirtschaflsraumes"40 . Die Einteilung des 
Landes in Regionen und deren Abgrenzung wird im Lan­
desentwicklungsprogramm angegeben und durch Gesetz 
festgelegt41 . Aus den Worten „die Einteilung des Landes in 
Regionen" in den §§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 11 Abs. 1 Satz 2 
LPlG folgt, daß das ganze Land lückenlos mit Regionen 
überzogen werden soll, woran der Gesetzgeber bei deren 
Einteilung allerdings nicht gebunden ist. Die Grenzen der 
Region brauchen sich nicht mit den Verwaltungs- oder Lan­
desgrenzen zu decken42 • Bei der Regionalplanung wirken 
Land, Gemeindeverbände und Gemeinden zusammen43 • Die 
Kreise und kreisfreien Städte einer Region sind mit deren 
Bildung kraft Gesetzes zu einer Planungsgemeinschaft zu­
sammengeschlossen44 • Große kreisangehörige Städte, Indu­
strie- und Handelskammern, Handwerkskammern und 
Landwirtschaftskammern, Bundesbahn und Bundespost 
können auf Antrag in die Planungsgemeinschaft aufgenom-

35 Begr. d. Reg.-Entw. zu§ 5, a. a. 0 .; ebenso§ 4 NWPlanG. 
38 §§ 9, 10 NROG, 7, 8 LPIG; ebenso Art. 3 Bayer., §§ 4 BW, 
8 Hess., 5 NW, 6 Saar., 3 SchlHP!anG. 
37 Der niedersächsische Landesplanungsbeirat soll 37 bis 40, der 
rheinländisch-pfälzische 37 Mitglieder haben (§§ 10 Abs. 1 
NROG, 7 Abs. 1 S. 2 LPIG). 
38 §§ 12-16 LPIG. 
39 §§ 11, 12 NROG. 
40 § 14 Abs. 1 S. 1 LPIG. 
41 §§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 11 Abs. 1 Satz 2 LPIG. 
42 §§ 15 Abs. 6, 16 Abs. 8 Satz 2 LPIG. 
43 § 14 Abs. 2 LPIG. 
44 § 15 Abs. 1 LPl'G. 

men werden45 • Die Planungsgemeinschaften sind Körper­
schaften des öffentlichen Rechts mit dem Recht der Selbst­
verwaltung. Ihre Verfassung richtet sich nach der von den 
Mitgliedern mit Genehmigung der obersten Landespla­
nungsbehörde beschlossenen Satzung, § 16 LPlG und dem 
Zweckverbandsgesetz46 • Ihre Aufgabe ist die Regionalpla­
nung47 • Sie unterstehen, auch in der Planung, der Aufsicht 
der oberen Landesplanungsbehörden. Oberste Aufsichts­
behörde ist für ihre Planung der Ministerpräsident als 
oberste Landesplanungsbehörde, für die Verpflichtungen 
aus dem Zweckverbandsgesetz der Innenminister als Kom­
munalaufsichtsbehörde48 . 

Die Staatsaufsicht über die Planung ist mit deren Eigen­
schaft als Selbstverwaltungsaufgabe der Planungsgemein­
schaften vereinbar, weil die Landesplanung eine von Haus 
aus staatliche, der Selbstverwaltung nur übertragene Auf­
gabe ist49 • 

Mehrere Plammgsgemeinschaften können zu vertiefter 
überregionaler Zusammenarbeit Arbeitsgemeinschaften bil­
den50 • Das sind lose Zusammenschlüsse ohne Autorität 
gegenüber ihren Mitgliedern. Sie erarbeiten gemeinsam Vor­
schläge. Deren Annahme und Durchführung bleibt den Mit­
gliedern überlassen51 . 

b) In Niedersachsen sollen die Raumordnungsprogramme 
„besondere Planungsräume" bestimmen, ,,wenn räumliche 
oder wirtschaftliche Zusammenhänge eine besondere Pla­
nung ohne Rücksicht auf Bezirks- oder Gebietsgrenzen er­
fordern "52. Das sind der Sache nach Regionen53, wenn auch 
das Gesetz den Ausdruck - bedauerlicherweise - vermeidet, 
anstatt ihm wie Rheinland-Pfalz einen festen Inhalt zu 
geben. 

Für die „besonderen Planungsräume" , also die Regionen, 
sind Entwicklungsprogramme von einer Landesplanungs­
behörde aufzustellen, die die oberste Landesplanungs­
behörde bestimmt54 • Die Kreise und kreisfreien Städte einer 
Region können sich zu einer Planungsgemeinschaft zusam­
menschließen55. Mitglieder der Planungsgemeinschaft wer­
den dann auch die als zentrale Orte vorgesehenen größeren 

45 Abs. 3 a. a. 0. 
40 § 16 LPIG. 
47 § 15 Abs. 2 Satz 1 LPIG. 
48 § 16 Abs. 8 LPIG; vgl. Hohberg : a. a. 0., S. 87. 
49 Näher Hohberg: a. a. 0 ., S. 75 f. 
50 § 15 Abs. 6 LPIG. 
51 Vgl. § 61 pr. Ges. über die kommunale Neugliederung des 
rheinisch-westfälischen Industriegebiets v. 29. 7. 1929, GS S. 91; 
§ 41 Abs. 2 Einführungsges. v. 29.7.1929, GS S. 137; Hohberg: 
a. a. 0., S. 91 f. 
52 § 4 Abs. 1 Buchst. d. NROG. 
53 Vgl. Weber, Werner, in: Die Ordnung des größeren Raumes. 
Referate der Arbeitstagung des 7. Deutschen Volksheimstätten­
tages am 21. Mai 1964 in Köln. Hrsg.: Deutsches Volksheim­
stättenwerk. - Köln 1964. = Wissenschafl:liche Reihe, Folge 16. 
S. 15; lsbary, Gerhard: Der Standort der Städte in der Raum­
ordnung. - Göttingen 1964. = Schriftenreihe des Deutschen 
Städtebundes, H. 2; übersieht über die Bestimmung des Begriffs 
,,Region" vgl. Hohberg: a. a. 0 ., S. 106/f. 
54 § 11 Abs. 1 NROG. Der Gesetzgeber scheint vorauszusetzen, 
daß die Regionen immer die Bezirksgrenzen sprengen . 
55 § 12 Abs. 1 NROG. 
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Gemeinden56 . Sie haben aber kein Initiativrecht zur Bildung 
einer Planungsgemeinschaft. Die übrigen kreisangehörigen 
Gemeinden können in den Organen der Planungsgemein­
schaft nach Maßgabe der Verbandsverfassung vertreten 
sein, über die der Innenminister durch Verordnung nähere 
Bestimmungen treffen kann:,,. 
, Das Gesetz sagt nicht eindeutig, wer den Regionalplan 

aufstellt und verbindlich macht, besonders welche Befug­
nisse die Planungsgemeinschaften dabei haben. _Der Regie­
rungsentwurf sagte, daß ihnen die Bearbeitung des Regio­
nalprogramms zu übertragen sei63. Dieser Halbsatz findet 
sid1 im Gesetz nicht mehr. In § 12 Abs. 1 heißt es nur, die 
beteiligten Kreise und kreisfreien Städte können sich »für 
das Entwicklungsprogramm" zu einer Planungsgemeinschaft 
zusammenschließen, und nach § 11 Abs. 3 werden Entwick­
lungsprogramme, wenn sie in die Raumordnungsprogramme 
der Bezirke aufgenommen werden, deren Bestandteil. An­
dererseits sollen die regionalen Entwicklungsprogramme 
von einer Landesplanungsbehörde aufgestellt werden (s. o.). 
Schließlich ergibt § 7 Abs. 2 Satz 1, daß die Kreise und 
kreisfreien Städte bei der Erfüllung der ihnen nach diesem 
Gesetz zugewiesenen Aufgaben im übertragenen Wirkungs­
kreis, d. h. in Auftragsverwaltung, tätig werden. Dabei 
bleibt unklar, ob die Planungsgemeinschaft das Entwick­
lungsprogramm selbständig beschließt oder nur den Ent­
wurf bearbeitet, wie es der Regierungsvertreter in den 
Ausschußberatungen ausdrückte, ob das regionale Entwick­
lungsprogramm nur durch Aufnahme in ein Bezirkspro­
gramm (§ 11 Abs. 3) mit diesem wirksam werden kann 

. (§ 5 Satz 1), oder ob die Planungsgemeinschaft, wenn sie 
schon das Entwicklungsprogramm beschließen darf, es auch 
selbst durch Auslegung und deren Bekanntmachung gemäß 
§§ 11 Abs. 1 Satz 2, 4 Abs. 2, 5 Satz 1 NROG in Kraft 
setzen kann, und schließlich ob die Tätigkeit der Kreise und 
kreisfreien Städte in einer Planungsgemeinschaft zum über­
tragenen Wirkungskreis gehört, also wei5ungsgebunden ist, 
während die gleiche Tätigkeit für d,e zentralen Orte als 
Mitglieder von Planungsgemeinschaften weisungsfreie 
Selbstverwaltungsangelegenheit bleibt. Die letzte Frage ist 
die Kernfrage; denn wenn· der Zusammenschluß zur Pla­
nungsgemeinschaft und die Tätigkeit in ihr weisungsgebun­
den wären, bliebe es gleich, wer das regionale -Entwicklungs­
programm aufstellt und in Kraft setzt. Aus dem Wort 
»können" in § 12 Abs. 1 folgt zwar, daß der Zusammen­
schluß zur Planungsgemeinschaft freiwillig, also keine zu­
gewiesene Aufgabe im Sinne des § 7 Abs. 2 ist. Dann müßte 
auch die Betätigung der Kreise und kreisfreien Städte in 
der Planungsgemeinschaft deren eigene Angelegenheit sein. 
Dafür spricht auch der Vergleich mit der Stellung der zen­
tralen Orte in der Planungsgemeinschaft. Kreise und kreis­
freie Städte können nicht gut unselbständiger behandelt 
werden als sie. Außerdem bedürfte es zur Auflösung einer 
Planungsgemeinschaft nicht einer Verordnung des Innen­
ministers (§ 12 Abs. 4 ), wenn die Tätigkeit in ihr weisungs-

56 Abs. 2 a. a. 0. 
57 Abs. 3 a. a. 0. 
58 Landtagsdrucksache V /27, § 3 Abs: 1 Satz. 1. 

gebunden wäre; dann genügte auch zur Auflösung eine 
Weisung. Vor allem hätte es doch keinen Sinn, einen kom­
munalen Verband nur zur Erledigung von Auftragsange­
legenheiten zu bilden. Dafür sind Behörden viel geeigneter. 
Gegen diese Auslegung spricht aber, daß ein völlig selbstän­
dig aufgestelltes und in Kraft gesetztes Programm auf 
irgendeiner Verfahrensstufe staatlicher Genehmigung be­
dürfte, eine ·solche aber nirgends vorgesehen ist. Das Pro­
blem ist, die staatliche und die kommunale Sphäre in der 
niedersächsischen Planungsgemeinschaft abzustecken. 

Dazu wird man diese Bestimmung aus dem Zusammen­
hang des ganzen Gesetzes wie folgt auslegen können: Der 
Zusammenschluß zur Planungsgemeinschaft ist freiwillig. 
Eine Zwangsgründung ist nicht vorgesehen. Sie ist auch 
nicht nötig. Kommt kein freiwilliger Zusammenschluß zu­
stande, so bleibt die Regionalplanung eben gemäß §§ 8 
Abs. 2 Buchst. a, 11 Abs. 1 Satz 2 NROG allein in der 
Hand der vom Innenminister bestimmten höheren Landes­
planungsbehörde. Deren Zuständigkeit beschränkt sich aber 
auf diesen Fall. Kommt eine Planungsgemeinschaft zu­
stande, liegt ihr auch die Aufstellung, nicht nur die Bear­
beitung des Entwicklungsprogramms ob. Sonst hätte sie 
keine ihrem Mitgliederkreis angemessene Aufgabe. Die Pla­
nungsgemeinschaft ist nicht an Weisungen gebunden. Sie ist 
eine selbständige öffentlich-rechtliche Körperschaft59. In § 5 
Abs. 2 NROG ist aber nur von den Kreisen und kreisfreien 
Städten und den ihnen durch Gesetz zugewiesenen Auf­
gaben die Rede. Durch Gesetz sind ihnen die Aufgaben der 
unteren Landesplanungsbehörde zugewiesen. Ihre Mitwir­
kung in der Planungsgemeinschaft dagegen ist keine gesetz­
lich zugewiesene, sondern eine mit dem Zusammenschluß zur 
Planungsgemeinschaft freiwillig übernommene Aufgabe, 
fällt also nicht in den übertragenen Wirkungskreis nach § 5 
Abs. 2 NROG. Verbindlich kann ein von der Planungs­
gemeinschaft selbständig aufgestelltes Programm wegen 
seiner weitreichenden, in den Bereich des Staates eingrei­
fenden Wirkung nach den §§ 5 Abs. 4 BROG, 5 NROG 
allerdings nur vom Staat erhalten. Da hierüber sonst nichts 
bestimmt ist, kann das nur gemäß §§ 4 Abs. 2, 5 Satz 1, 
11 Abs. 2 und 3 NROG durch Aufnahme in ein Bezirks­
programm, dessen Auslegung und deren Bekanntmachung 
geschehen. Diese Gesetzesauslegung erscheint sachgerecht, 
bei der Fassung des Gesetzes aber nicht völlig zweifelsfrei. 

III. 

1. Die Planung wird in Niedersachsen im Landesraum­
ordnungsprogramm in den Grundzügen festgelegt und in 
Raumordnungsprogrammen für die Bezirke oder ihre Teile 
näher ausgeführt66. Die Regionalprogramme sind Teilpro­
gramme. Rheinland-Pfalz sieht ein Landesentwicklungs­
programm und regionale Raumordnungspläne vor61 . Zwi-

59 § 12 Abs. 3 Satz 1 NR0G. 
66 § 3 NR0G. 
61 § 9 Abs. 1 LPlG. 
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sehen Programmen und Plänen wird nicht mehr unterschie­
den. Beide stellen die Planung beschreibend und zeichne­
risch dar62 . 

2. Die Verfahrensregeln sind vergleichsweise einfach. 

a) In Niedersachsen beschließt die Landesregierung das 
Landesraumordnungsprogramm nach „Abstimmung" mit 
dem Landesplanungsbeirat63 . ,,Abstimmung" bedeutet An­
hörung. Bei Unstimmigkeit entscheidet da·s Kabinett64 . Die 
Bezirksprogramme werden von den höheren Landespla­
nungsbehörden nach Anhörung ihrer Landesplanungsbei­
räte aufgestellt. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Behörde und Beirat entscheidet der Innenminister. 

Alle Raumordnungsprogramme sind öffentlich auszu­
legeno5• Sie werden mit der Bekanntmachung ·der Auslegung 
wirksamG6. Dann müssen alle Landesbehörden, Gemeinden 
und Kreise sowie die der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts alle ihre raumbedeutsamen Maßnahmen und Planun­
gen dem Raumordnungsprogramm anpassen67 . Die Anpas­
sungspflicht erfaßt nicht nur künftige, sondern auch schon be­
stehende Planungen68 , darüber hinaus aber auch jede andere 
Maßnahme, vor allem auch Maßnahmen im gesetzesfreien 
Raum69, diese natürlich nur für die Zukunft. Die Verbind­
lichkeit gegenüber dem Bund und bundesunmittelbaren Pla­
nungsträgerri richtet sich nach den §§ 5 Abs. 4, 4 Abs. 5, 
6BROG. 

b) In Rheinland-Pfalz wird das Landesentwicklungspro­
gramm von der obersten Landesplanungsbehörde erarbeitet 
und von der Landesregierung beschlossen. Die Ministerien 
des Landes und die davon berührten Bundesbehörden wer­
den beteiligt, der Landesplanungsbeirat wird gehört. Der 
Beschluß der Landesregierung wird im Staatsanzeiger und 
im Bundesanzeiger veröffentlicht und damit für alle Behör­
den und Planungsträger bei allen raumbedeutsamen Maß­
nahmen im Lande verbindlich 70. 

Die Regionalpläne werden von den Planungsgemein­
schaften unter Beteiligung der von der Planung berührten 
Bundes- und Landesbehörden aufgestellt und von der 
obersten Landesplanungsbehörde im Einvernehmen mit den 
berührten obersten Landesbehörden und nach Anhörung 
des Landesplanungsbeirates genehmigt. Die Gemeinden im 

62 §§ 4 Abs. 1 NROG, 10 Abs. 1 Satz 1, 12 Abs. 1 Satz 2 LPlG; 
allg. vgl. Naunin: a. a. 0., S. 396; Hohberg: a. a. 0., S. 94 f. 
03 §§ 3 Abs. 2 Satz 2, 9 Abs. 3 Satz 1 NROG. 
61 § 9 Abs. 3 Satz 2 NROG; vgl. Pickert: Der Begriff „Einver­
nehmen" im Bundesbaugesetz und seine Handhabung im Bau­
genehmigungs- und Rechtsmittelverfahren. In: DVBI. 1964, 173; 
Heinze: Das Zusammenwirken von Behörden beim Erlaß. von 
Verwaltungsakten. In: Verw.Arch. Bd. 52, S. 167. 

05 § 4 Abs. 2 NROG. 
oo § 5 Satz 1 NROG. 
07 Satz 2 a. a. 0. 
08 Vgl. die Übernahme der Entschädigungspflicht nach § 44 
BBauG bei Anpassung von Bauleitplänen,§ 18 NROG. 
69 Vgl. Köttgen: Der heutige Spielraum kommunaler Wimchafts­
förderung. - Göttingen 1963. S. 21 ff., 34 ff., 57, 67. 
70 §§ 11 Abs. 1 und 2 LPlG, 5 Abs. 4, 4 Abs. 5 BROG; Ein­
schränkung für standortgebundene Maßnahmen des Bundes § 6 
BROG; näheres s. Hohberg: a. a. 0., S. 52. 

Planungsgebiet erhalten vor der Aufstellung Gelegenheit, 
ihre Planungsvorstellungen darzulegen. Die Genehmigung 
wird im Staatsanzeiger bekanntgemacht. Damit wird der 
Plan verbindlich. Er hat dann dieselbe Wirkung wie das 
Landesentwicklungsprogramm71 • Fachliche oder räumliche 
Teilpläne einer Region können mit Zustimmung der Pla­
nungsgemeinschaft auch von den beteiligten Kreisen und 
kreisfreien Städten selbst aufgestellt werden 72. 

c) In beiden Ländern sind die kleineren kreisangehörigen 
Gemeinden nicht unmittelbar an der Landesplanung betei­
ligt, wenn man von der Gelegenheit zur Mitteilung ihrer 
Vorstellungen vor der Aufstellung des Regionalplans in 
Rheinland-Pfalz absieht. Zu dem Planentwurf brauchen sie 
auch dort nicht gehört zu werden. Sie werden in der Lan­
desplanung durch •die Landkreise und die Landesplanungs­
beiräte mediatisiert, in denen sie unmittelbar bzw. durch 
ihre kommunalen Spitzenverbände vertreten sind. Der 
Rahmenvorschrift des § 5 Abs. 2 Satz 2 BROG genügt das. 
Das verfassungsmäßige Recht auf rechtliches Gehör ist für 
die Landesplanung in dieser Bestimmung und den entspre­
chenden Vorschriften der Landesplanungsgesetze ausgeprägt 
und durch sie bestimmt und begrenzt. Zuzugeben ist auch, 
daß eine intensivere Beteiligung der kleineren kreisangehöri­
gen Gemeinden73 die Landesplanung praktisch zu schwer­
fällig machen könnte. Mit Recht hat in den niedersächsischen 
A•.1sschußberatungen der Regierungsvertreter darauf hin­
gewiesen, daß zu Steuergesetzen auch nicht jeder Steuer­
zahler gehört werden kann. Dennoch ist die Mediatisierung 
durch Kreise und Beiräte für die planungsbetroffenen Ge­
meinden unbefriedigend. Einen gewissen Ausgleich mag in 
manchen Fällen die Beteiligung im Raumordnungsverfahren 
bieten, die dort auch für kleine Gemeinden vorgeschrieben 
ist74 • Vor allem wird viel davon abhängen, daß die Landes­
planungsbehörden und Planungsgemeinschaften das Ver­
trauen der kleinen Gemeinden erwerben bzw. sich erhalten. 
Sonst bestünde die Gefahr, daß sich kleinere Gemeinden 
außerhalb des regulären Planungsverfahrens Gehör zu ver­
schaffen suchen, was schwer zu verhindern, aber mit den 
überkommenen Vorstellungen von geordneter Verwaltung 
schlecht vereinbar wäre. 

3. Der landesplanerische Einspruch ist in beiden Ländern 
verhältnismäßig schwach ausgebildet. Er hat zwar auf­
schiebende Wirkung, führt aber nur zum Raumordnungs­
verfahren, in dem lediglich versucht werden kann, Über­
einstimmung zu erzielen75 . Nur Rheinland-Pfalz sieht, 
falls keine Einigung erzielt wird, eine Entscheidung der 
obersten Landesplanungsbehörde im raumplanerischen Ver­
fahren vor76 . 

11 § 13 Abs. 1 LPlG. 
72 §§ 12 Abs. 4 und 5, 13 Abs. 3 LPlG. 
73 Vgl. § 16 Abs. 3 S. 2 NWPlanG; dazu Hohberg: a. a. 0., 
S.117f. 
74 §§ 15 NROG, 18 LP!G. 
75 §§ 15, 16 NROG, 18, 19 LPlG. 
76 § 18 Abs. 4 LPlG; vgl. dagegen die starke Wirkung des lan­
desplanerischen Widerspruchs und der landesplanerischen Ver­
änderungssperre, §§ 21 f. NWPlanG; s. Hohberg: a. a. 0., 
s. 144 ff. 
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IV. 

Die Nebenbestimmungen über Unterrichtung des Land­
tags, Mitteilungs- und Auskunftspflichten, die Bekanntgabe 
der Ziele der Landesplanung an die Träger der Bauleit­
planung, den Raumordnungskataster und die Entschädi­
gungspflicht weisen keine Besonderheiten auf77 . 

Rheinland-Pfalz sucht die Geheimhaltung von Auskünf­
ten an die Landesplanung durch Strafdrohung gegen unbe­
fugte Offenbarung und Verwertung der Auskünfte zu 
sichern78 • Das ist notwendig79 . Der Rechtsprechung bleibt 
klarzustellen, daß „unbefugte" Offenbarung oder Verwer~ 
tung auch vorliegt, wenn eine für Zwecke der Landespla-

77 §§ 6, 14, 17, 13, 18 NROG, 17, 22, 23, 20, 24 LPIG. 
78 § 25 LPIG. 
79 S. Hohberg: a. a. 0., S. 138 f. 

nung erteilte Auskunft im dienstlichen Verkehr einer an­
deren Behörde, z. B. dem Finanzamt, ohne Zustimmung des 
Auskunftgebers mitgeteilt wird80 . 

Aus dem Rahmen eines Landesplanungsgesetzes fallen 
die Bestimmungen über den Landschaftsschutz in den§§ 21, 
26 LPlG. Sie richten sich nicht an Planungsträger, sondern 
an den einzelnen und konkretisieren Inhaltsschranken des 
Grundeigentums gemäß Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG81 . 

Im großen und ganzen wird man in der Praxis mit ·den 
beiden neuen Gesetzen arbeiten können. Der Abschluß der 
Gesetzgebung über Raumordnung und Landesplanung in 
Bund und Ländern läßt eine verstärkte Aktivität der prak­
tischen Planungsarbeit erwarten. 

80 Vgl. § 61 Abs. 1 Satz 2 Bundesbeamtenges.; Hohberg: a. a. 0. 
81 Näheres s. Hohberg: a. a. 0., S. 20 ff. 

KURZBERICHTE AUS PRAXIS UND FORSCHUNG 

Zur Stadterneuerung in der CSSR 
mit besonderer Berücksichtigung historischer Stadtkerne 

1. 

Solange Wohnungsbau in neuen Siedlunganlagen im 
Vordergrund unserer Interessen stand, vernachlässigten wir 
das Problem der Stadterneuerung. Heute jedoch rückt diese 
Frage in der Vo!"dergrund: die veraltete Struktur unserer 
Stadtzentren, die einen gewissen Verfallprozeß durchma­
chen, entspricht nicht mehr den Anforoerungen des Tertiär­
sektors; wir müssen unsere Stadtkerne erneuern. 

Es ist nun so, daß bei uns in der CSSR alle zentralen 
Stadtbereiche auf historischen Kernen aufgebaut, ja in den 
meisten Fällen mit ihnen praktisch identisch sind. Die Sied­
lungsstruktur in der CSSR weist ein klares Übergewicht von 
Klein- und Kleinststädten auf, deren historische Kerne sich 
für neue Gesellschaftsfunktionen umorientieren. Stadter­
neuerung bedeutet also in den meisten Fällen Umbau des 
historischen Kerns. Wenn natürlich auch die Erneuerung der 
aus den Gründerjahren stammenden Stadtteile aktuell ge­
worden ist, so liegt das Schwergewicht ,doch auf dem Umbau 
jener historischen Räume, die bisher für unsere Städte cha­
rakteristisch waren, ja das spezifische Gesicht jeder Stadt 
bestimmten. Daher die Komplexität dieses Problems, das 
von Sozioökonomie über Planung bis zu Gestaltung und 
Denkmalschutz reicht1. 

1 Sicher, jeder lebende Organismus muß seine Zellen erneuern, 
sonst stirbt er ab - also auch die historischen Stadtkerne, die prak­
tisch nur wenig Kriegsschäden erlitten haben, aber nun von Ver­
fallsschäden bedroht werden: es geht um Investträger, die ein ge-

Hier ist es wohl nötig, sich die Funktionen des „zentralen 
Bereiches" einer St:!!dt zu vergegenwärtigen - und den An­
teil dieser Funktionen, die dem historischen Stadtkern als 
integrierendem Bestandteil des zentralen Bereiches (City) 
zufallen: Ursprünglich erfüllten die historischen Altstädte 
alle Funktionen einer Stadt; um· den Marktplatz als Zen­
trum des Wirtschaftslebens reihten sich Wohn- und Produk­
tionsstätten der Handwerker, getrennt nach Zünften, bis 
zum Verteidigungsgürtel ·der Stadtbefestigung; und die 
Stadtsilhouette war gekrönt von dominierenden Baulich­
keiten der weltlichen (Burg, Adelspalast, später bürgerliches 
Rathaus) sowie der kirchlichen Obrigkeit (Bischofsdom, Bür­
gerkirche). Im Laufe des 17. sowie des 18. Jahrhunderts 
wuchsen Vorstädte heran, und die historischen Kerne über­
nahmen - bei prosperierender Wirtschaft und vorteilhafter 
geographischer Lage - immer mehr zentrale Funktionen, die 
das Wohnen verdrängten und bei Städten ausgeprägter Zen­
tralität schon Ende des 19. Jahrhunderts den Kern überwu­
cherten: es entstand ,die zentrale Zone des Tertiärsektors. 
Wir können da, auf das äußerste generalisiert, von drei 
Typen sprechen: 

Typ A: ökonomisch stagnierende Städte, bei denen im 
historischen Kern die Wohnfunktion überwiegt. 

Typ B: ökonomisch sich entwickelnde Städte, bei denen 
sich der zentrale Bereich ungefähr mit •dem histori­
schen Kern deckt und ,dieser sich allmählich zum 
Sitz des Tertitärsektors wandelt, wobei die Wohn­
funktion sich vermindert. 

wisses Verständnis für die kulturellen Werte des Stadtkerns auf­
bringen - die also nicht zerstören, sondern sich einordnen wollen 
in die räumlichen Beziehungen des erneuerten Altstadtgefüges. 


